
Seite 1 von 19 
 

 

 
 

N U T Z U N G S V E R T R A G 
 
 
 

Zwischen 
 
 
dem Land Rheinland-Pfalz – Landesforsten Rheinland-Pfalz –, 

vertreten durch den Leiter des Forstamtes Otterberg, 

Herrn Tobias Stubenazy 

Otterstraße 47 

67697 Otterberg 

 
–  nachfolgend Grundstückseigentümer genannt 
 
 
und der  
 
 
RES Deutschland GmbH  

Reutenerstraße 18 

79279 Vörstetten 

 

vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Gerhard Kienzler 

 

– nachfolgend Nutzerin genannt 

 
wird folgender Vertrag geschlossen: 
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2726, 2727, 2728, 2729, 2735, 2737, 2739, 2740, 2743/2, 2744, 2745, 2746, 2748, 
2749/4 gemäß Anlage 2 führende/n Forstwirtschaftswege (Länge ca. 6000 lfm) und 
von diesem Weg zu den  Windenergieanlagen  führende Anschlusswege (Länge ins-
gesamt ca. 800 lfm) ) auf eigene Kosten auszubauen. Ausbauziel ist eine Wegebreite 
von maximal 4 m befestigte Wegeoberfläche, soweit nicht in Kurvenbereichen, Aus-
weichbuchten und Überschwenkbereichen weitere Flächen benötigt werden. Diese 
sind Anlage 2 zu entnehmen. Bei darüber hinausgehendem begründetem Erfordernis 
kann die Nutzerin mit Zustimmung des Grundstückseigentümers weitere Flächen ent-
lang der Transportroute im zwingend erforderlichen Umfang heranziehen. Zusätzlich 
findet § 1 d Abs. 2 Anwendung. 
 

2.  Die Tragdeckschicht ist aus korngrößenabgestuften, mechanisch verdichtbaren, 
Schotter-Splitt-Gemischen (Schüttgut 0/32 oder 0/45), in einer Einbaustärke in ver-
dichtetem Zustand von mindestens der zweifachen Stärke des Größtkorns herzustel-
len. Zusätzlich ist eine 4 cm dicke, feinkörnige Deckschicht (Korngröße 0/3 mm) mit 
hohem bindigen Anteil aufzubringen. 
Sofern Verrohrungen bzw. Durchlässe erforderlich sind, werden Schleuderbetonrohre 
mit Rollgummidichtung und einem Mindestdurchmesser von 40 cm eingebaut. 

 
 
3.  Nach Beendigung des Anlagenaufbaus der Windenergieanlage/n wird eine gemein-

same Abnahme des Wegezustandes durch Nutzerin und Grundstückseigentümer 
durchgeführt. Die in einem Protokoll festgehaltenen Schäden werden von der Nutze-
rin behoben. 

 
4.  Finden nach der Aufstellung der Windenergieanlage/n im Zuge des Betriebs überdi-

mensionierte Transporte statt, hat die Nutzerin diese rechtzeitig beim Grundstücksei-
gentümer anzumelden, damit vor der Durchführung der Wegezustand zwischen Ver-
tretern des Grundstückseigentümers und der Nutzerin im Hinblick auf den möglichen 
Eintritt transportbedingter Wegeschäden aufgenommen werden kann. Nach Durch-
führung der Transportbewegungen erfolgt eine erneute Aufnahme des Wegezustan-
des. Festgestellte Schäden werden in einem von beiden Parteien zu unterzeichnen-
den Protokoll erfasst und vom Grundstückseigentümer auf Kosten der Nutzerin be-
hoben. 

 
5.  Der Grundstückseigentümer übernimmt keine Gewähr für die permanente Benutz-

barkeit der gesamten Zuwegung. Wird die Zuwegung durch Naturereignisse unbe-
nutzbar, ist die Nutzerin berechtigt, in Absprache mit dem Grundstückseigentümer 
die Befahrbarkeit der Zuwegung auf ihre Kosten wiederherzustellen. Eine Verpflich-
tung des Grundstückseigentümers, die Benutzbarkeit wiederherzustellen, richtet sich 
nicht nach den Prioritäten der Nutzerin, sondern orientiert sich an den Erfordernissen 
des Grundstückseigentümers. 

 
6.  Im Übrigen obliegt die Unterhaltung der Zuwegung weiterhin dem Grundstückse igen-

tümer, der die Zuwegung insoweit unterhält, als es seine Interessen erfordern. Im al-
leinigen Interesse der Nutzerin liegende Wegebaumaßnahmen, wie z. B. Wegever-
breiterungen, Aufschüttungen, Oberflächenverfestigungen, Erweiterung des 
Lichtraumprofils o.ä. können auf schriftlichen Antrag hin vom Grundstückseigentümer 
auf Kosten der Nutzerin durchgeführt werden. 
Notwendige Sicherungsvorkehrungen (Wasserableitung, Räumen von Schnee, 
Streuen bei Glatteis u. a.) werden vom Grundstückseigentümer nur vorgenommen, 
wenn es der Forstbetrieb oder die Holzabfuhr erfordern. Nimmt der Eigentümer sol-
che Maßnahmen nicht vor, ist die Nutzerin hierzu berechtigt, wenn dies aus ihrer 
Sicht für die ihr gewährte Nutzung erforderlich ist. Dabei hat sie die in diesem § 1 b 
vereinbarten technischen Standards zu beachten. 
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7.  Durch die Wegemitbenutzung ist die Waldbewirtschaftung und die Holzabfuhr mög-
lichst wenig zu beeinträchtigen. Sollte eine mehr als nur unerhebliche Beeinträchti-
gung zu befürchten sein, wird sich die Nutzerin vorab mit dem Grundstückseigentü-
mer abstimmen, um diese Beeinträchtigung möglichst gering zu halten. 

 
8.  Der Grundstückseigentümer ist berechtigt, die Mitbenutzung der Zuwegung zeitwe ise 

zu untersagen, wenn dies der Forstbetrieb, der Ausbau oder die Unterhaltung des 
Weges erforderlich machen. Soweit möglich, wird der Grundstückseigentümer die 
Sperrzeit im Benehmen mit der Nutzerin festsetzen. Bei Sperrung der Zufahrt ist der 
Nutzerin vom Grundstückseigentümer im Rahmen der innerhalb des Eigentums des 
Grundstückseigentümers vorhandenen Zufahrtsmöglichkeiten eine geeignete Ersatz-
zufahrt zu benennen.  

 
 
§ 1 c  Vertragsgegenstand – Anschluss an das öffentliche Versorgungsnetz 
 
1.  Der Grundstückseigentümer gestattet, vorbehaltlich erforderlicher öffentlich-

rechtlicher Genehmigungen, der Nutzerin auf den Grundstücken Gemarkung Otter-
berg Flur 0 Nr. 2711, 2712, 2714, 2715/2, 2716, 2717, 2719, 2721, 2723/2, 2723/4, 
2725, 2726, 2727, 2728, 2729, 2735, 2737, 2739, 2740, 2744, 2745, 2746, 2748, 
2749/4, 3962, 3964/1 folgende Leitungen und Anlagen (nachfolgend „Leitung“ ge-
nannt) zu verlegen bzw. zu errichten: 

 
Leitungen: dreiadriges Mittelspannungskabel und Glasfaser-Kabel im PE Rohr 
Länge der Leitung: ca. 7407 lfm  

 
 

Sonstige Anlagen: 
Transformatoren, Übergabestationen 
 

 
 
2.  Die örtliche Lage der Leitung ist aus dem Lageplan gemäß Anlage 1 sowie aus dem 

endgültigen Bestandsplan zu entnehmen, der nach der Einmessung der verlegten 
Leitung erstellt wird und als Anlage 3 Bestandteil des Vertrages wird. Die Leitung 
wird möglichst in der Wegemitte verlegt. Ein Schutzstreifen ist somit nicht notwendig. 

 
3.  Die Gestattung umfasst die Benutzung der vorgenannten Grundstücke zur Planung, 

zum Bau, zum Betrieb, zur Unterhaltung und zur Erneuerung der oben genannten 
Leitung einschließlich der Rechte in § 1 d Abs. 2. 

 
4. Die Nutzerin ist verpflichtet, die Leitung nach geltendem Recht und unter besonderer 

Berücksichtigung der Belange des Grundstückseigentümers zu verlegen bzw. zu er-
richten. 

 
5.  Ein ggf. benötigter Arbeitsstreifen ist so schmal wie technisch möglich zu halten und 

wird einvernehmlich festgelegt. Die Nutzerin übernimmt die deutlich sichtbare Mar-
kierung des Arbeitsstreifens vor Beginn der Trassierungsarbeiten. 

 
6.  Die Nutzerin verpflichtet sich, rechtzeitig vor Arbeitsbeginn den Grundstückseigen-

tümer zu verständigen. Ggfls. Erforderliche Sperrungen von Wegegrundstücken zur 
Durchführung der Verlegearbeiten sind mit dem Grundstückseigentümer abzustim-
men. Die Zeitdauer der Sperrungen ist auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken. 

 
7.  Soweit auf der Leitungstrasse Holz eingeschlagen werden muss, führt der Grund-

stückseigentümer oder – wenn und soweit er in der gebotenen Frist nicht dazu in der 
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Lage ist – die Nutzerin diese Arbeiten auf ihre Kosten im Benehmen mit dem Grund-
stückseigentümer aus. Die Beseitigung von Reisigabraum, unverwertbarem Derbholz 
sowie der Wurzelstöcke obliegt der Nutzerin in Absprache mit dem Grundstücksei-
gentümer. 

 
8.  Soweit die Leitung in Forstwirtschaftswegen (einschl. Bankette) verlegt wird, hat die 

Nutzerin durch entsprechende bautechnische Maßnahmen dafür zu Sorge zu tragen, 
dass die Wege nach Abschluss der Bauarbeiten von Fahrzeugen jeglicher Art ohne 
Achslastbeschränkungen befahren werden können. Außerhalb von Forstwir tschafts-
wegen ist die Leitung auf Kosten der Nutzerin so abzusichern, dass sie von Fahr-
zeugen mit einer Achslast bis zu 20.000 kg befahren werden können. Die Mindest-
verlegungstiefe beträgt außerhalb von Wegen 1,00 m; in diesem Fall ist abweichend 
von Abs. 2 ein Schutzstreifen von 2 m beidseitig der Leitungsachse zu beachten, der 
von leitungsgefährdenden Anpflanzungen und Bebauungen freizuhalten ist. 

 
9.  Bei den Arbeiten ist die obere Bodenschicht (Mutterboden) vom Untergrund getrennt 

auszuheben und zu lagern sowie nach Abschluss der Arbeiten an der Entnahmeste l-
le wieder aufzubringen.  
Tritt bei Verlegungsarbeiten im Bereich des Arbeitsstreifens eine Bodenverdichtung 
auf, ist der Boden nach Beendigung der Arbeiten wieder aufzulockern. 
Die Nutzerin verpflichtet sich, den ursprünglichen Boden- bzw. Wegezustand wieder 
herzustellen, soweit das möglich ist. 

 
10. Die Freihaltung der Leitungstrasse obliegt der Nutzerin. Sie hat das Recht, im Be-

reich der Leitungen und ggf. des Schutzstreifens (vgl. Abs. 8) aufkommenden Be-
wuchs, soweit dieser die Leitungen gefährdet, auf eigene Kosten zu beseitigen oder 
zu verhindern. Die Anwendung chemischer Mittel ist nicht zulässig. Größere Unter-
haltungsarbeiten sind dem Grundstückseigentümer anzuzeigen. 

 
11. Sollte es aus einem wichtigen Grund (z.B. Wege- oder Wasserbau) erforderlich 

sein, die Leitung im Verlauf oder in der Tiefe zu verändern, so trägt die Nutzerin die 
hiermit verbundenen Kosten. Der Grundstückseigentümer setzt der Nutzerin eine an-
gemessene Frist, nach deren Ablauf der Grundstückseigentümer die Verlegung auf 
Kosten der Nutzerin veranlassen kann. 
Werden im Bereich der Leitung Wirtschaftswege neu gebaut, übernimmt die Nutzerin 
die Kosten für zusätzliche Befestigungen, die zur Sicherstellung der neuen Nutzung 
einerseits und der Sicherung der Installationen der Nutzerin andererseits erforderlich 
ist. 

 
 
§ 1 d  Entsorgung überschüssiger Erdmassen bei Bauarbeiten; Betreten und Be-
fahren 
 
1. Bei den Bauarbeiten gemäß §§ 1 a bis 1 c hat die Nutzerin für die Entsorgung über-

schüssiger Erdmassen außerhalb der Grundstücke des Grundstückeigentümers zu 
sorgen, soweit der Grundstückseigentümer nicht vor Ort Möglichkeiten für einen ge-
ordneten Einbau geeigneter Erdmassen anbietet.   
 

2. Die Nutzerin ist berechtigt, die Grundstücke gemäß §§ 1 a bis 1 c in dem Umfang zu 
betreten und mit Fahrzeugen sowie Maschinen aller Art, insbesondere Schwerlastfahr-
zeugen, zu befahren, wie er sich aus allen Erfordernissen der Planung, Errichtung, 
der Unterhaltung und des Betriebes der auf diesen oder anderen vertragsgegen-
ständlichen Grundstücken stehenden Windenergieanlage/n und der Leitungen ergibt. 
Eine Befahrung nicht unmittelbar durch die Planung betroffener Waldflächen ist un-
tersagt.  
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§ 1e Abschließende Planung 
 

Die abschließende Planung wird nach einvernehmlicher Abstimmung zwischen dem Grund-
stückseigentümer und der Nutzerin in einem Nachtrag zu diesem Vertrag, durch den die Anla-
gen 1 und 2 durch neue Anlagen 1 und 2 ersetzt werden, festgeschrieben. 

 
§ 2  Eigentum, Nutzungsrechte und Dienstbarkeiten, Bankenrechte 
 
1.  Die gesamten Grundstücke, also auch die Flächen, die zur Erzeugung der Windenergie benö-

tigt werden, verbleiben im Eigentum des Grundstückseigentümers. Die infolge der Errichteten 
Anlagen oder Einrichtungen der Nutzerin und der vertraglichen Nutzung der Fläche entste-
henden besonderen Verpflichtungen, Abgaben und Lasten sowie einen etwaigen Grundsteu-
ermehrbetrag hat die Nutzerin gegen Nachweis zu übernehmen und dem Grundstückseigen-
tümer gesondert zu erstatten. Alle bisherigen, mit dem Eigentum im Zusammenhang stehen-
den öffentlichen Abgaben und Lasten trägt weiterhin der Grundstückseigentümer. Nicht bau-
lich beanspruchte Grundstücksteile dürfen vom Grundstückseigentümer weiterhin genutzt 
werden. 

 
2.  Zwischen den vertragsschließenden Parteien besteht Einigkeit darüber, dass die auf dem 

Gelände des Grundstückseigentümers zu errichtende/n Windenergieanlage/n sowie die 
hierfür benötigten zusätzlichen Einrichtungen gemäß den §§ 1 a, 1b und 1 c nicht in das 
Eigentum des Grundstückseigentümers übergehen, vielmehr die Nutzerin die Windener-
gieanlagen, nur zeitlich befristet, zu einem vorübergehenden Zweck und in Ausübung e i-
nes Rechtes an dem in Rede stehenden Grundstück in Form einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit für die Nutzerin im Sinne des § 95 Abs.1 BGB als Scheinbestandteil auf 
dem Grundstück aufstellen lässt. Dem Grundstückseigentümer ist bekannt, dass die auf 
seinem Grundstück zu errichtenden Windenergieanlagen sowie die genannten zusätzli-
chen Einrichtungen ggf. von der Nutzerin einer Bank zur Sicherung übereignet werden.  

 
3. Sobald die finanzierende Bank feststeht, teilt die Nutzerin dem Grundstückeigentümer de-

ren Namen und Anschrift schriftlich mit. Die Parteien verpflichten sich, bis zur vollständi-
gen Erfüllung aller Ansprüche der finanzierenden Bank ohne deren vorherige schriftliche 
Zustimmung keine, die Interessen der finanzierenden Bank berührenden Vereinbarungen 
dieses Vertrages aufzuheben, zu ändern oder zu ergänzen. Für die Einholung der Zustim-
mung ist die Nutzerin verpflichtet. 

 
4.  Der Grundstückseigentümer verpflichtet sich, alles zu unterlassen, was zu einer Beeinträchti-

gung des Betriebs der Windenergieanlagen der Nutzerin und/oder der Stromerzeugung durch 
die Windenergieanlagen der Nutzerin führt. Diese Verpflichtung umfasst auch die Unterlas-
sung der Rechtegewährung an Dritte, die zu einer solche Beeinträchtigung führen kann. Diese 
Verpflichtungen gelten für alle vertragsgegenständlichen Grundstücke sowie, sofern weiterge-
hend, darüber hinaus in einem Bereich von 1.000 m um die jeweilige Windenergieanlage, ge-
messen ab dem Turmmittelpunkt der jeweiligen Windenergieanlage, vor deren jeweiliger Er-
richtung gemessen ab dem Mittelpunkt der Kennzeichnung des vorläufigen Standortes der je-
weiligen Windenergieanlage in Anlage 1.   

 
5.  Die Nachbarschaftszustimmung für Bauvorhaben dritter Vorhabenträger auf den Nachbar-

schaftsgrundstücken der in § 1 a genannten Grundstücke bedarf der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Nutzerin, wobei die Zustimmung nur verweigert werden darf, wenn das ge-
plante Vorhaben zu einer Beeinträchtigung der Windnutzung zu dem in § 1 a angegebenen 
Zweck führt. 

 
6.  Die der Nutzerin aufgrund dieses Vertrages zukommenden Nutzungs-, Bau-, Leitungs- und 

Wegerechte werden auf Antrag der Nutzerin durch die Eintragung einer beschränkt persönli-
chen Dienstbarkeit (der Bewilligungstext wird als Anlage 4 Bestandteil des Vertrages) ins 
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Grundbuch gesichert, wobei die Eintragung so zu erfolgen hat, dass keinerlei Rechte in Abtei-
lung II und III des Grundbuchs vorgehen.  

 
Für den Fall, dass ein vorrangig Eingetragener nicht bereit sein sollte, mit seiner Eintragung 
hinter die beschränkte persönliche Dienstbarkeit zurückzutreten, ist die Nutzerin zur sofortigen 
fristlosen Kündigung dieser Vereinbarung berechtigt, ohne dass hieraus gegenseitige Ansprü-
che entstehen. 

 
Der Grundstückseigentümer ist weiterhin verpflichtet, die inhaltlich gleiche beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit, die zugunsten der Nutzerin in das Grundbuch eingetragen wird, jeweils 
zugunsten eines Dritten oder der finanzierenden Bank für den jeweiligen Fall zu bestellen, 
dass ein Dritter oder die finanzierende Bank gemäß den Regeln dieses Vertrages in diesen 
Nutzungsvertrag eintritt, sofern sich dieser zur Tragung der Eintragungskosten bereit erklärt. 
Dieser Dritte bzw. die finanzierende Bank kann im Sinne von § 328 Abs. 1 BGB die Bestellung 
der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit von dem Grundstückseigentümer unmittelbar for-
dern, sobald der Vertragseintritt vollzogen ist. Zur Sicherung dieses veräußerlichen Anspruchs 
wird von dem Grundstückseigentümer jeweils die Eintragung der Vormerkung auf Bestellung 
dieser beschränkt persönlichen Dienstbarkeit bewilligt und beantragt. Die entsprechenden 
Grundbucheintragungen sind wie folgt vorzunehmen: 

a) Der zu Gunsten der Nutzerin einzutragenden beschränkt persönlichen Dienstbarkeit 
dürfen keinerlei Rechte in Abt. II und III des Grundbuches vorgehen; 

b) Die zu Gunsten des Dritten / der finanzierenden Bank einzutragende Vormerkung ist im 
unmittelbaren Ranganschluss an die beschränkt persönliche Dienstbarkeit der Nutzerin 
einzutragen. 

Im Rahmen dessen ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, alle erforderlichen Willenser-
klärungen in grundbuchmäßiger Form zu diesem Vertrag abzugeben bzw. beizubringen. Der 
Grundstückseigentümer erteilt der Nutzerin Vollmacht (Anlage 5) zur Einholung eines Grund-
buchauszuges für die in den §§ 1 a, 1 b und 1 c aufgeführten Grundstücke. 
Alle Grundbucheintragungen sind soweit möglich übertragbar zu gestalten. Nach Beendigung 
des Nutzungsverhältnisses werden die Grundbucheintragungen unverzüglich gelöscht. Sämt-
liche mit den Grundbucheintragungen und den Löschungen verbundenen Kosten trägt die 
Nutzerin. 

 
7.  Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, auf schriftliches Verlangen der Nutzerin den An-

trag auf Eintragung der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit unverzüglich zu stellen. 
Das Verlangen kann jedoch frühestens nach Erteilung der Baugenehmigung, muss aber vor 
Baubeginn gestellt werden, es sei denn, die Genehmigungsbehörde macht die Erteilung der 
Baugenehmigung von der Eintragung der Dienstbarkeit abhängig oder die Finanzierung der 
Anlage wird davon abhängig gemacht. 
In diesem Falle ist der Grundstückseigentümer nach Vorlage des diesbezüglichen Bescheides 
der Genehmigungsbehörde oder eines Schreibens der finanzierenden Stelle verpflichtet, den 
Eintragungsantrag unverzüglich zu stellen. 

 
8.  Für den Fall, dass der Grundstückseigentümer das Eigentum an seinen Grundstücken gemäß 

§§ 1 a, 1 b und 1 c überträgt, verpflichtet er sich, diesen Vertrag auf den Erwerber zu übertra-
gen und die unter Absatz 6 genannte Dienstbarkeit nebst Vormerkung vor der Eigentumsüber-
tragung im Grundbuch eintragen zu lassen. Der Erwerber bzw. neue Eigentümer muss diese 
Dienstbarkeit/Vormerkung entsprechend übernehmen. Für diesen Fall gilt abweichend von 
Abs. 6 vorletzter Satz, dass seitens des neuen Eigentümers ein Anspruch auf Erteilung einer 
Löschungsbewilligung dann nicht besteht, wenn im Zusammenhang mit einem Insolvenzver-
fahren über das Vermögen des neuen Eigentümers oder einer Zwangsversteigerung oder ei-
ner Zwangsverwaltung des Grundbesitzes der Nutzungsvertrag vorzeitig endet (z. B. infolge 
Sonderkündigung gemäß § 111 InsO, § 57a ZVG) oder die Gebrauchsüberlassung oder –















Seite 15 von 19 
 

 

ihn treffenden Rechte und Pflichten nur zusammen mit dem Eigentum an den vertragsgegen-
ständlichen Grundstücken übertragen.  

 
2.  Sämtliche Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus diesem Vertrag gelten auch für ihre 

Rechtsnachfolger. 
 
3.  Die Nutzerin ist erst nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Grundstückseigentümers 

berechtigt, die ihr aus dieser Vereinbarung zustehenden Rechte, insbesondere das Recht zur 
Errichtung und zum Betrieb der Windenergieanlage/n, von Dritten ausüben zu lassen, sofern 
sie sicherstellt, dass diese dem Grundstückseigentümer das ihm nach § 3 Abs. 2 zustehende 
Einsichtsrecht gewähren. In diesem Fall hat sich jedoch die Nutzerin ein Verschulden der Drit-
ten wie eigenes Verschulden zurechnen zu lassen. 

 
4. Die Nutzerin ist ferner berechtigt, auch ohne Zustimmung des Grundstückseigentümers die ihr 

aus dieser Vereinbarung obliegenden Rechte und Pflichten an einen Dritten zu übertragen in 
der Weise, dass der Dritte anstelle der Nutzerin in dieses Vertragsverhältnis eintritt. Dies gilt 
jedoch nur dann, wenn sich der Dritte schriftlich gegenüber dem Grundstückseigentümer be-
reit erklärt, den Vertrag vollinhaltlich zu übernehmen, er gleichzeitig mit dieser Erklärung zwei 
Bankbürgschaften in der in § 3 Abs. 4 und § 8 Abs. 3  bestimmten Form vorlegt und er binnen 
30 Tagen, gerechnet ab Zugang der Übernahmeerklärung, alle noch ausstehenden fälligen 
Zahlungen erfüllt. Erst mit der fristgerechten Erfüllung der noch ausstehenden fälligen Zahlun-
gen scheidet die bisherige Nutzerin aus diesem Vertragsverhältnis aus. 

 
5.  Für den Fall, dass die finanzierende Bank das Sicherungsgut (vgl. § 2 Abs. 2) - ggf. auch teil-

weise - verwerten will, vereinbaren die Parteien Folgendes: 
 

Der Grundstückseigentümer stimmt einer Übertragung dieses Vertrags auf einen Dritten oder 
die finanzierende Bank bereits jetzt unwiderruflich zu. Die Zustimmung steht unter der Be-
dingung, dass der Dritte oder die finanzierende Bank als künftiger Betreiber der Windener-
gieanlagen davon insoweit an die Stelle der Nutzerin tritt und in diesem Umfang sämtliche 
Rechte und Pflichten der Nutzerin aus diesem Vertrag übernimmt.  

Der Grundstückseigentümer ist berechtigt, seine Zustimmung innerhalb von 2 Wochen nach 
Zugang der schriftlichen Übertragungsanzeige bei ihm aus wichtigem Grund zu widerrufen. 
Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn aufgrund objektiver Tatsachen Zweifel an der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit des Dritten oder der finanzierenden Bank bestehen, so dass zu be-
fürchten ist, dass der Dritte oder die finanzierende Bank die ihm oder ihr aus diesem Vertrag 
obliegenden Pflichten nicht erfüllen wird / kann. Nach Ablauf von 2 Wochen erlischt das Wi-
derrufsrecht. 

Widerrufsrecht. 
Die Nutzerin wird die finanzierende Bank unwiderruflich bevollmächtigen, den Übertragungs-
vertrag mit dem Dritten als neuem Betreiber zu schließen. Die Übertragung auf den Dritten 
wird wirksam, wenn diese Übertragung dem Grundstückseigentümer schriftlich angezeigt und 
die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 4 S. 2 erfüllt worden sind. 

 
Tritt die finanzierende Bank selbst an die Stelle der Nutzerin, wird die Übertragung wirksam, 
wenn die finanzierende Bank dem Eigentümer eine entsprechende schriftliche Erklärung über-
sendet und die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 4 S. 2 erfüllt. 
 
Für den Fall, dass der Grundstückseigentümer zusätzlich zu der Übertragungszeige der finan-
zierenden Bank auch eine Übernahmeerklärung eines Dritten nach Maßgabe von § 7 Abs. 4 
erhalten sollte, sind sich die Parteien darüber einig, dass nur die Übertragungsanzeige der fi-
nanzierenden Bank Geltung erlangt.  
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§ 12  Sonstige Bestimmungen 
 
1.  Der Grundstückseigentümer ist bis zum tatsächlichen Beginn der Bauarbeiten durch die Nut-

zerin zur Selbstnutzung der überlassenen Grundstücksteile berechtigt. 
 
2.  Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
3.  Zu diesem Vertrag wurden keine mündlichen Absprachen getroffen. 
 
4.  Sollte einer der in diesem Vertrag getroffenen Bestimmungen unwirksam oder undurchführbar 

sein oder werden, so berührt das die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht.  
Die unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen sind im Wege der Auslegung durch 
wirksame oder durchführbare Bestimmungen zu ersetzen. Ist eine Ersetzung im Wege der Aus-
legung nicht möglich, gelten hilfsweise die gesetzlichen Bestimmungen. 
 

5.  Der Grundstückseigentümer erklärt sich bereit, im Genehmigungsverfahren gegebenenfalls not-
wendige schriftliche Zustimmungen oder Erklärungen zu erteilen. Alle dabei entstehenden Kosten 
und Gebühren trägt die Nutzerin. 

 
6.  Sollten durch die Windenergieanlage/n weitere Erträge zu erzielen sein (Beispiel: Funkanten-

nen für Mobilfunknetze, Werbung für Dritte usw.), so werden diese zusätzlichen Erträge nach 
Abzug der Kosten hierfür zwischen dem Grundstückseigentümer und der Nutzerin hälftig ge-
teilt. Die hierfür erforderliche Überlassung des Vertragsobjektes für eine zusätzliche Nutzung 
bedarf der Zustimmung des Grundstückseigentümers. Der Grundstückseigentümer hat ein 
Einsichtsrecht in die Verträge der zusätzlichen Ertragsquellen.  

 
7.  Ausgleichsmaßnahmen, zu denen die Nutzerin wegen Eingriffs in der Natur und Landschaft 

verpflichtet ist, hat sie auf ihre Kosten vorzunehmen. Sind hierfür Flächen des Grundstücks-
eigentümers in Anspruch zu nehmen, ist dies nur nach einem gesonderten neuen Vertrag 
möglich. Die Grundstücke des Grundstückseigentümers sind bei Genehmigungsfähigkeit zu 
marktüblichen Konditionen vorrangig zu berücksichtigen.  

 
8.  Der Vertrag wird in dreifacher Ausfertigung erstellt. Hiervon erhalten: 
 

1 Ausfertigung die Nutzerin 
 

2 Ausfertigungen der Grundstückseigentümer (je ein Exemplar das Forstamt und 
die Zentralstelle der Forstverwaltung in Neustadt a. d. Weinstraße) 
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§ 13  Gerichtsstand  
 
Gerichtsstand ist Neustadt an der Weinstraße. 
 
 
 
 
 
 
Zur Anerkennung unterzeichnen: 
 
  
…………..., den .............................   ..............., den .................................. 
 
 
 
 
 
....................................................                        ...................................................... 
          Land Rheinland-Pfalz     Nutzerin 
- Landesforsten Rheinland-Pfalz - 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zur Vorlage und Genehmigung an die Zentralstelle der Forstverwaltung, 67433 Neu-
stadt/Weinstraße: 
 
 

........., den _______________ 
 
 
 

_______________________________ 
                (Unterschrift) 

 
 
 
 

Der vorstehende Vertrag wird genehmigt: 
 

Zentralstelle der Forstverwaltung, 67433 Neustadt/Weinstraße, 
 
den _______________ 

 
im Auftrag  
 
 
_______________________________ 
                (Unterschrift, Dienstsiegel) 
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